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Vorwort

In zahlreichen Kommentaren der Medien, der Gewerkschaftsorgane oder auch 
der politischen Parteien wird beklagt, dass es um den deutschen Arbeitsmarkt 
schlecht bestellt ist. Es wird das Zerrbild einer von Zukunftssorgen und schlech-
ten Arbeitsbedingungen geprägten Gesellschaft gezeichnet. Ist denn die Lage 
wirklich so schlecht, wie viele glauben machen?

Ein Blick in die Statistik genügt, um falsche Darstellungen zu korrigieren und 
einen realistischen Eindruck von der Situation am Arbeitsmarkt zu erhalten. 
Die Fakten zeigen, dass in unverantwortlicher Weise Ängste geschürt werden. 
Auf der Basis falscher Zahlen werden neue Regulierungen gefordert: Gesetz-
liche Mindestlöhne werden als probates Mittel gegen angebliche Missstände 
gepriesen, Befristungen werden verdammt, die Zeitarbeit gänzlich in Frage ge-
stellt. Selbst Teilzeittätigkeiten gelten nicht als ein wichtiges Element zur Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie, sondern als „atypische“ Beschäftigung – und 
das, obwohl für die Arbeitnehmer erst 2001 ein Rechtsanspruch auf Teilzeit 
geschaffen wurde.

Um die Herausforderungen in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik zu meistern, 
ist ein an den Tatsachen orientierter und unverstellter Blick auf die Lage und 
die bestehenden Probleme notwendig. Dabei müssen auch die demografische 
Entwicklung und der technologische Wandel beachtet werden. Wir brauchen 
Ideenreichtum und individuelle, praxisorientierte Lösungen statt den immer 
gleichen Ruf nach gesetzlichen Mindestlöhnen und der Ausweitung von staat-
lichen Sozialleistungen.

Prof. Dr. Dieter Hundt
Arbeitgeberpräsident
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Keine Verdrängung des „Normal­
beschäftigungsverhältnisses“ 1,  
sondern zusätzliche Beschäftigung  
und Abbau der Arbeitslosigkeit:

�� 2006 bis 2011 wurden 2 Mio. neue Beschäfti-
gungsverhältnisse geschaffen, davon 1,5 Mio. 
sog. Normalarbeitsplätze.

�� Der Anteil sog. Normalarbeitnehmer an der Ge-
samtbevölkerung ist von 2000 bis 2011 konstant 
geblieben.

�� Die Zahl der Langzeitarbeitslosen ist seit 2005 
von 2,4 Mio. auf 1,2 Mio. um über 1 Mio. gesun-
ken.

�� Die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäf-
tigten („Minijobber“) stagniert. Sie lag 2006 bei 
4,85 Mio. und 2012 bei 4,82 Mio. Dabei waren 
zuletzt über 40 % der Minijobber Schüler, Studen-
ten und Rentner. Die Zahl der Erwerbstätigen ist 
gleichzeitig hingegen von 39,2 Mio. auf 41,6 Mio. 
um 2,4 Mio. gestiegen.

�� Der Anteil der Zeitarbeitnehmer an allen Er-
werbstätigen liegt noch immer bei nur 2 %. Zwei 
Drittel waren vor der Zeitarbeit arbeitslos, davon 
jeder Sechste länger als ein Jahr.

Befristung nicht auf dem Vormarsch:

�� Über die Hälfte der Neueinstellungen erfolgt un-
befristet. 56 % der befristeten Arbeitsverhältnisse 
werden in unbefristete Beschäftigung umgewan-
delt.

�� Der Anteil der befristeten Arbeitsverhältnisse liegt 
seit Jahren konstant bei unter 10 %.

�� Die Dauer der Betriebszugehörigkeit ist in 
Deutschland zwischen 2001 und 2011 von 10 auf 
11,2 Jahre angestiegen.

 Fakten gegen die Mär von der  
 „Tagelöhnergesellschaft  
 Deutschland“ 

Niedriglohnbeschäftigung: Einstieg 
in Erwerb ist Chance zum Aufstieg
�� 2010 haben 8 Mio. Menschen zu einem Stunden-
lohn unterhalb der Niedriglohnschwelle2 (9,15 €) 
gearbeitet. Das sind 23 % der abhängig Beschäf-
tigten, 2000 lag dieser Wert nur geringfügig darun-
ter bei rd. 21 %. Rund ein Viertel schafft innerhalb 
eines Jahres den Aufstieg in eine höher entlohnte 
Beschäftigung.

�� 46 % der Beschäftigten im Niedriglohnbereich üben 
eine Tätigkeit aus, für die kein Abschluss benötigt 
und die daher zwangsläufig gering entlohnt wird.

�� 56 % der Arbeitslosen lagen mit ihrem Haushalts-
einkommen unterhalb der Armutsgefährdungs
schwelle3. Von den Niedriglohnbeziehern waren 
es nur 16 %, der Bevölkerungsdurchschnitt liegt 
bei 14 %.

�� Deutschland ist kein Niedriglohnland: Die Arbeits-
kosten betrugen 2011 pro Arbeitsstunde 31,30 € in 
der Privatwirtschaft und 34,30 € im Verarbeiten-
den Gewerbe (Rang 5 im EU-Vergleich).

„Aufstocken“ kein Beleg für 
„working poor“:
�� Von den rd. 1,3 Mio. „Aufstockern“ arbeitet die Hälfte 
nur in einem Minijob.

�� Die Zahl der vollzeitbeschäftigten „Aufstocker“ 
lag zuletzt bei unter 300.000, das entspricht le-
diglich 1,4 % der Vollzeitbeschäftigten insgesamt. 
Rund zwei  Drittel aller vollzeitbeschäftigten Auf-
stocker schaffen spätestens nach zwölf Monaten 
den Ausstieg aus dem Fürsorgebezug.

�� Der Großteil der vollzeitbeschäftigten „Aufstocker“ 
ist wegen familienbedingter Mehrbedarfe bedürf-
tig. Ein in Berlin lebender, verheirateter Alleinver-
diener mit zwei  Kindern würde bei einer 38-Stun-
den-Woche erst bei einem Stundenlohn über 15 € 
keinen Anspruch mehr auf ergänzendes Arbeitslo-
sengeld II haben. Auch ein einheitlicher gesetzlicher 
Mindestlohn von 8,50 €/Stunde würde hier nichts 
am „Aufstocken“ ändern.

1	 Abhängiges, voll sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis, das in Vollzeit und unbefristet ausgeübt wird. Ein „Normalarbeitnehmer“ arbeitet direkt 

in dem Unternehmen, mit dem er einen Arbeitsvertrag hat.
2	 Die Niedriglohnschwelle liegt bei zwei Dritteln des Medianstundenlohns.
3	 Die Armutsgefährdungsschwelle entspricht 60 % des Medians des mit der Haushaltsgröße modifizierten Haushaltsnettoeinkommens (Arbeitseinkommen, 

Kapitaleinkommen, Transfereinkommen).
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Mit rd. 28,9 Mio. gab es im Jahr 2012 die meisten sozialversicherungspflichtig Be­
schäftigten innerhalb der letzten 20 Jahre (Stichtag 30. Juni des jeweiligen Jahres, 
der für das Gesamtjahr als repräsentativ gilt). Tarifautonomie, offene Arbeitsmärkte 
und Chancengleichheit – wichtige Eckpfeiler der Sozialen Marktwirtschaft – haben 
wesentlich dazu beigetragen, Brücken in den Arbeitsmarkt zu bauen und die Wett­
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu erhöhen.					   
										        
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, 
Jahreswirtschaftsbericht 2013
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Der deutsche 
Arbeitsmarkt 
im Wandel  
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Der Arbeitsmarkt in Deutschland befindet sich dank 
richtiger Reformen im Zuge der Agenda 2010 seit 
Jahren auf Erfolgskurs. Trotz des heftigsten kon-

junkturellen Einbruchs, den es in Deutschland je gegeben 
hat – das Bruttoinlandsprodukt sank im Jahr 2009 auf ei-
nen Schlag um 5,1 %4 –, sind die Schlangen vor den Ar-
beitsagenturen und Jobcentern in den vergangenen Jah-
ren kontinuierlich kürzer geworden.

Der jahrzehntelange, fatale Trend einer steigenden So-
ckelarbeitslosigkeit, also der Zahl der Arbeitslosen, die 
selbst am Ende eines konjunkturellen Aufschwungs ver-

bleibt, konnte nach 2005 gestoppt und umgekehrt werden. 
Insgesamt sank die Zahl der Arbeitslosen vom traurigen 
Rekord von 4,9 Mio. im Jahr 2005 auf unter 2,9 Mio. im 
Jahr 2012.5

Allein die Zahl der Langzeitarbeitslosen, also derjenigen, 
die länger als zwölf Monate ohne Beschäftigung sind, ist 
seit 2005 um mehr als 1 Mio. zurückgegangen.6 Zahlrei-
che Menschen, die früher vom Arbeitsmarkt ausgesperrt 
waren, haben eine neue Beschäftigung gefunden. Sie 
tauchen nicht mehr in der Arbeitslosen-, sondern in der 
Beschäftigtenstatistik auf. 

 Arbeitslosigkeit sinkt 
Spaltung am Arbeitsmarkt wird endlich 
überwunden

Jahrzehntelanger Trend der steigenden Sockelarbeitslosigkeit gestoppt und umgekehrt

4	 Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, Bruttoinlandsprodukt, Bruttonationaleinkommen, Volkseinkommen, Lange Reihen ab 1950, 2013.
5	 Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Arbeitslosigkeit im Zeitverlauf, Nürnberg, 2013.
6	O ECD.StatExtracts, Unemployment by duration, 2013.
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Erfreulicherweise sind auch 
immer weniger Menschen in 
Deutschland auf Sozialleistun-

gen angewiesen. Ende 2011 bezo-
gen noch knapp 9 % der Bevölkerung 
Transferleistungen wie Arbeitslosen-
geld II, Sozialhilfe oder Grundsiche-
rung im Alter – Ende 2006 waren es 
noch gut 10 %.7

Allein die Zahl der Empfänger von Ar-
beitslosengeld II ist in diesem Zeit-
raum um 16 % zurückgegangen.7 

Hunderttausende Bezieher von Ar-
beitslosengeld II haben es geschafft, 
sich von staatlicher Fürsorgeleistung 
zu lösen, und meistern ihren Lebens-
unterhalt aus eigener Kraft. 

Die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten hat mit knapp 
29 Mio. im Jahr 2012 fast wieder das 
Rekordniveau von 1992 erreicht.8 

Und das, obwohl die schmerzhafte 
Restrukturierung vieler Betriebe auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR da-
mals erst noch bevorstand. Bezieht 
man all diejenigen Menschen mit ein, 
die als Beamte, Selbstständige oder 
Minijobber ein eigenes Einkommen 
erwirtschaften, stehen in Deutschland 
heute mehr Menschen in Lohn und 
Brot als jemals zuvor.

in Mio.

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
wächst wieder
Sowohl in Vollzeit als auch in Teilzeit

Stichtag jeweils 30. Juni

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 2013
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7	 Statistisches Bundesamt, Quote der Empfänger sozialer Mindestsicherung sinkt auf 8,9 %, Pressemitteilung vom 7. November 2012 – 383/12, 2012.
8	 Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigungsstatistik, Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Altersgruppen zum Stichtag 30. Juni 2012, 

Nürnberg, 2013; Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigungsstatistik, Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach ausgewählten Merkmalen – 

Zeitreihe ab 1974 bis 1998, Nürnberg, 2012.
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 DER „kranke Mann Europas“  
 IST GESUNDET 

Es ist gerade einmal gut zehn Jahre her, dass 
Deutschland vielfach als „kranker Mann Europas“ 
bezeichnet wurde, dessen verkrustete Strukturen 

vor allem am Arbeitsmarkt ein wesentlicher Hemmschuh 
für das Wachstum von Wirtschaft 
und Beschäftigung waren. Wie 
deutlich sich das Bild seitdem 
gewandelt hat, zeigt auch die Be-
richterstattung im Ausland. Die 
britische Zeitschrift „Economist“, 
die im Jahr 1999 die Bezeichnung Deutschlands als „kran-
ken Mann Europas“ geprägt hatte, sprach im Jahr 2010 
von Deutschland als „Motor Europas“, dessen Arbeits-
markt die Wirtschafts- und Finanzkrise so gut überstanden 
habe wie kaum ein anderes Land. 

Zwischen 2005 und 2012 sank die Erwerbslosenquote in 
der Bundesrepublik von 11,3 % auf 5,5 %.9 Lediglich in 
Österreich, den Niederlanden und in Luxemburg ist die Er-
werbslosenquote noch etwas niedriger als hierzulande.

Der Aufholprozess in Deutschland sollte Politik und Ge-
sellschaft eigentlich Anlass zur Freude geben. In nicht 
einmal einer Dekade wurde auf dem Arbeitsmarkt der 
Turnaround geschafft. Wesentlich hierfür mitverantwort-
lich sind die Stärke und Innovationskraft der deutschen 
Wirtschaft, eine funktionierende Sozialpartnerschaft so-

wie die in den vergangenen Jahren erhöhte Flexibilität 
des Arbeitsmarkts, welche von der Politik auch gegen 
Widerstände durchgesetzt wurde. Es ist kein Zufall, dass 
die Arbeitslosigkeit infolge des Inkrafttretens der Agenda 

2010 so deutlich und nachhaltig 
gesunken ist.

Kernstück der Reform war ein 
fundamentaler Paradigmenwech-
sel in der Arbeitsmarktpolitik: Die 

weltweit einmalige lohnabhängige, dauerhafte finanzielle 
Unterstützung Langzeitarbeitsloser über eine am letzten 
Gehalt orientierte Arbeitslosenhilfe wurde aufgegeben, mit 
der Sozialhilfe zusammengelegt und durch das bedarfs-
orientierte Grundsicherungs- und Fördersystem Arbeitslo-
sengeld II ersetzt. Bei diesem steht die Integration in den 
ersten Arbeitsmarkt an vorderster Stelle.

Die Erfolge am Arbeitsmarkt haben auch dazu beigetra-
gen, dass sich die gesellschaftliche Ungleichheit in den 
vergangenen Jahren deutlich verringert hat. Hiervon ha-
ben vor allem die unteren Einkommensklassen profitiert: 
Die unteren 40 % der Bevölkerung steigerten ihr Einkom-
men zwischen 2009 und 2010 real um 2 % und damit 
überdurchschnittlich. Hingegen stagnierten die mittleren 
und oberen Einkommen, vor allem aufgrund von geringe-
rem Einkommen aus Vermögen.10 

Niedrigster Stand der Arbeitslosig­
keit seit der Wiedervereinigung

9	 Eurostat, Arbeitslosenquote nach Geschlecht, 2013.
10	 Grabka, M., J. Goebel und J. Schupp, Höhepunkt der Einkommensungleichheit in Deutschland überschritten?, DIW Wochenbericht, Nr. 43, Deutsches Institut für 

Wirtschaftsforschung, Berlin, 2012, S. 6.
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Gerade für junge Menschen ist eine frühzeitige und 
längerfristige Arbeitslosigkeit eine besonders prä-
gende negative Erfahrung. Deswegen ist es be-

sonders erfreulich, dass die Beschäftigungsaussichten für 
Jugendliche in Deutschland so gut sind wie sonst nirgends 
in Europa: In keinem anderen Land ist die saisonbereinig-
te Arbeitslosenquote der 15- bis 24-Jährigen niedriger als 
in der Bundesrepublik.11 

Dies ist kein kurzfristiges Phänomen – Deutschland belegt 
in dieser Statistik schon seit vielen Jahren kontinuierlich 
einen der vorderen Plätze. Wesentlich hierfür verantwort-
lich ist das duale Ausbildungssystem, welches durch die 
enge Verknüpfung mit der beruflichen Praxis einen opti-
malen Start in den Beruf ermöglicht. Die duale Ausbildung 
lohnt sich für beide Seiten: Sie sichert den Unternehmen 
qualifizierte Fachkräfte und den Jugendlichen gute beruf-
liche Chancen.

 Jugendarbeitslosigkeit im  
 europäischen Vergleich  
 sehr gering 

Unternehmen engagieren sich daher auf breiter Ba-
sis für die Ausbildung. Zwischen 2001 und 2007 
haben 42 % der ausbildungsberechtigten Betrie-

be kontinuierlich und 36 % mit Unterbrechungen ausge-
bildet, insgesamt also 78 %.12 Pro Jahr investieren sie 
rd.  24 Mrd. € in die Ausbildung von rd.  1,6 Mio. jungen 
Menschen. Außerdem gibt es in Deutschland im Gegen-
satz zu vielen anderen europäischen Ländern keinen 
einheitlichen gesetzlichen Mindestlohn, der die Beschäf-

tigungschancen Jugendlicher aufgrund ihrer oft noch 
fehlenden Berufserfahrung und damit geringeren Produk-
tivität nachhaltig verschlechtern würde. Was solche Min-
destlöhne bewirken, zeigt sich beispielsweise in Ländern 
wie Frankreich oder Spanien. Selbst in den Jahren vor der 
Krise waren dort Arbeitslosenquoten von Jugendlichen 
von mehr als 20 % keine Seltenheit – und das, obwohl für 
Jugendliche dort teilweise niedrigere Mindestlöhne gelten 
als für Erwachsene. 

Ausbildungssystem hat sich bewährt

11	 Eurostat, Arbeitslosenquote nach Altersgruppe, 2013.
12	 Frei, M. und F. Janik, Wo Ausbildungspotenzial noch brach liegt, IAB-Kurzbericht 19/2008, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nürnberg, 2008.
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Jugendliche in Deutschland haben europaweit das 
geringste Arbeitslosigkeitsrisiko

Arbeitslosenquoten der 15- bis 24-Jährigen 2012

Quelle: Eurostat, 2013
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 Beschäftigung Älterer auf einem  
 sehr guten weg 

Zerrbild

„Menschen, die älter als 60 sind, wurden unnö­
tig aus dem Arbeitsleben gedrängt. Gleichzeitig 
klagen die Arbeitgeber über Fachkräftemangel.“

Sigmar Gabriel, SPD-Parteivorsitzender
Rhein-Neckar-Zeitung, 30. Oktober 2012

Fakt

�� �Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten in der Altersgruppe der 60- bis 64-Jährigen 
ist seit 2000 auf knapp 1,4 Mio. gestiegen und hat 
sich damit mehr als verdoppelt.13

�� �Insgesamt ist die Zahl aller Beschäftigten in die-
sem Zeitraum „nur“ um 4 % gestiegen.13

�� �Der oft behauptete Anstieg der Arbeitslosigkeit 
Älterer beruht ausschließlich auf einer Statis-
tikänderung. Nach dieser werden heute auch 
Arbeitslose im Alter von über 58 Jahren berück-
sichtigt, die früher zu großen Teilen nicht als ar-
beitslos gezählt wurden. 

Angesichts des richtigen Einstiegs in die Rente mit 
67 wird zunehmend über die Arbeitsmarktlage äl-
terer Arbeitnehmer diskutiert  – leider oft mit irre-

führenden Behauptungen und falschen Unterstellungen. 
Tatsache ist, dass sich die Beschäftigungssituation der äl-
teren Arbeitnehmer in den vergangenen Jahren stark ver-
bessert hat. Seitdem teure, politisch gewollte und oftmals 
kontraproduktive Frühverrentungsprogramme endlich der 
Vergangenheit angehören, hat sich die Erwerbsbeteili-
gung älterer Menschen stark erhöht.

So ist die Erwerbstätigenquote der 55- bis 64-Jährigen 
zwischen 2000 und 2012 um mehr als die Hälfte von 
37,4 % auf 61,5 % gestiegen. Bei den 60- bis 64-Jährigen 
hat sie sich seitdem sogar mehr als verdoppelt und lag zu-
letzt bei 46,5 %.14 Darüber hinaus haben laut Mikrozensus 
im Jahr 2011 über zwei Drittel der abhängig Beschäftigten 
dieser Altersgruppe in Vollzeit gearbeitet.15

In keinem anderen Land der Europäischen Union  (EU), 
mit Ausnahme von Schweden, sind ältere Menschen bes-
ser in den Arbeitsmarkt integriert als in Deutschland. Dies 
zeigt: Die Unternehmen in Deutschland nehmen die He-
rausforderung an, mit alternden Belegschaften und ei-
nem sinkenden Potenzial an Fach- und Führungskräften 
die betriebliche Leistungsfähigkeit im globalen Wissens- 
und Innovationswettbewerb zu erhalten bzw. zu stärken.
Viele Unternehmen nutzen eine breite Palette von Maß-
nahmen: vom alter(n)sgerechten Personaleinsatz über 
altersgemischte Teams bis hin zur gezielten Suche nach 
älteren Mitarbeitern. Weil alter(n)sgerechte Personal-
politik aber nicht erst bei Älteren, sondern bereits bei 
den Auszubildenden beginnt, haben gerade viele große 
Unternehmen bereits eine an Lebensphasen orientierte 
Personalstrategie entwickelt. Die BDA hat diesen Prozess 
von Anfang an unterstützt und wirbt gezielt dafür, Unter-
nehmen für die Herausforderungen des demografischen 
Wandels zu sensibilisieren.

Fast nirgendwo sonst höhere Erwerbsintegration 
älterer Menschen als in Deutschland

13	Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigungsstatistik, Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Altersgruppen zum Stichtag 30. Juni 2012, 

Nürnberg, 2013.
14	 Vgl. jeweils Eurostat, Erwerbstätigenquoten nach Geschlecht, Alter und Staatsangehörigkeit, 2013.
15	 Statistisches Bundesamt, Mikrozensus – Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Stand und Entwicklung der Erwerbstätigkeit in Deutschland 2011, Fachserie 1, 

Reihe 4.1.1, Wiesbaden, 2012.
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Als Rot-Grün 1998 begann, waren nur 36 % der über 55-Jährigen in Beschäftigung. Inzwi­
schen arbeiten in dieser Altersgruppe rd. 65 %. Das wächst nach oben durch: Die Men­
schen werden 60, gehen auf die 65 zu. Selbst in der Altersgruppe zwischen 60 und 64 Jah­
ren arbeiten jetzt 42 %, obwohl die Welle dort noch nicht ganz angekommen ist. Das sind 
doppelt so viele wie vor wenigen Jahren. Ich bin stolz darauf, wie viel wir erreicht haben. 

Franz Müntefering, FAS, 28. Oktober 2012 
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Die Erwerbsbeteiligung älterer Menschen steigt seit Jahren 
deutlich an
Erwerbsbeteiligung der 55- bis 64-Jährigen im Vergleich zur Erwerbsbeteiligung ingesamt

Quelle: Eurostat, 2013
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Der Aufschwung am Arbeitsmarkt seit dem Jahr 2010 war von einem überpropor­
tionalen Anstieg sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse beglei­
tet. Es ist hingegen nicht zu beobachten, dass atypische Beschäftigungsverhält­
nisse in den vergangenen Jahren ebenfalls deutlich überproportional ausgeweitet 
worden wären.

Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung, Jahresgutachten 2012/13				  
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Flexible Beschäfti-
gungsverhältnisse – 
kein grund für 
dÄmonisierung

15BDA | Die Realität am deutschen Arbeitsmarkt | Flexible Beschäftigungsverhältnisse – kein Grund für Dämonisierung



Ein markantes Beispiel für bewusste Irreführungen 
ist die Debatte über die sog. atypischen Beschäfti-
gungsformen. Dieser Oberbegriff fasst alle Beschäf-

tigungsverhältnisse zusammen, die vom „Normalarbeits-
verhältnis“ (u. a. vom Statistischen Bundesamt aufgefasst 
als unbefristete Vollzeittätigkeit mit voller Sozialversiche-
rungspflicht und Identität von Arbeitgeber und Arbeitsort) 
abweichen. Allerdings gibt es weder für den einen noch für 
den anderen Begriff eine einheitliche Definition. Sie haben 
sich vielmehr durch ihre wiederkehrende Verwendung in 
Wissenschaft und im öffentlichen Sprachgebrauch festge-
setzt. 

Mit der willkürlichen Unterscheidung von Beschäftigungs-
verhältnissen in „normal“ und „atypisch“ ist eine implizite 
negative Wertung dessen verbunden, was nicht „normal“ 
ist, also von der, wie auch immer gearteten, Norm ab-
weicht. Befristete Arbeitsverhältnisse, Minijobs, Teilzeittä-
tigkeiten oder auch eine Beschäftigung in der Zeitarbeit 
werden als „atypisch“ abgetan und dadurch mit einem 
eindeutig negativen Etikett versehen. Ob sie von den Be-
schäftigten freiwillig gewählt wurden, positive Effekte auf 
die Erwerbstätigkeit haben oder die Flexibilität des Ar-
beitsmarkts erhöhen, wird meistens ignoriert.

Die negative Wertung der genannten Beschäftigungsfor-
men durch ihre Bezeichnung als „atypisch“ wird ihrer Be-
deutung für den Arbeitsmarkt nicht gerecht und stigmatisiert 
die in diesen Beschäftigungsverhältnissen arbeitenden 

 FLEXIBLE BESCHÄFTIGUNGS-  
 VERHÄLTNISSE SCHAFFEN ARBEIt  
 und ermöglichen teilhabe 

Zerrbild

„Es ist wie eine Seuche. Minijobs, Befristungen und Leiharbeit greifen um sich. Immer mehr Beschäftigte sind von 
prekärer, also unsicherer Beschäftigung betroffen. […] Unsichere und schlecht bezahlte Beschäftigungsverhält­
nisse haben in den vergangenen Jahren rasant zugenommen.“

IG Metall
8. Oktober 201216

Fakt

�� �Bei flexibler Beschäftigung handelt es sich in der 
Regel um zusätzliche Beschäftigung.

�� �Zwischen 2006 und 2011 sind rd.  2 Mio. neue 
Beschäftigungsverhältnisse entstanden, davon 
sind rd. 1,5 Mio. „Normalarbeitsplätze“.17

�� �Der Anteil der „Normalarbeitnehmer“ an der Ge-
samtbevölkerung ist zwischen 2000 und 2011 
konstant geblieben. Dagegen ist der Anteil der Er-
werbslosen erfreulicherweise zurückgegangen, 
während sich der Anteil der Personen in flexiblen 
Beschäftigungsverhältnissen erhöht hat.17

Menschen. Sachgerechter wäre die Bezeichnung „flexible 
Beschäftigungsformen“, da sie maßgeblich zur erhöhten 
Flexibilität des Arbeitsmarkts beigetragen haben. 

Schließlich ist es gerade auch diesen Beschäftigungs-
formen zu verdanken, dass in den vergangenen Jahren 
so viele Geringqualifizierte und Langzeitarbeitslose den 
Weg zurück in den Arbeitsmarkt fanden. Im Jahr 2011 
waren über 42 % der abhängig Beschäftigten ohne Be-
rufsausbildung in flexiblen Beschäftigungsverhältnissen 
tätig.18 

16	 IG Metall, Seuche prekäre Beschäftigung, www.igmetall.de, 8. Oktober 2012.
17	 Statistisches Bundesamt, Atypische Beschäftigung, Erwerbstätige in unterschiedlichen Erwerbsformen, 2013.
18	Statistisches Bundesamt, Atypische Beschäftigung, Erwerbstätige in unterschiedlichen Erwerbsformen nach soziodemografischen Merkmalen und Wirtschafts­

abschnitten 2011, 2013.
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Normalarbeitsverhältnis flexible Beschäftigung nicht erwerbstätig/arbeitslos

Für viele Arbeitnehmer stellen alternative Beschäftigungs-
formen eine niedrigschwellige Einstiegsmöglichkeit in den 
Arbeitsmarkt dar. Sie geben zudem Arbeitgebern die Mög-
lichkeit, schnell auf punktuelle Auftragsspitzen zu reagieren 
und das Arbeitsvolumen an betriebliche Notwendigkeiten 
anzupassen. Allein schon weil sich jede flexible Beschäf-
tigungsform durch spezifische Charakteristika auszeichnet, 
müssen sie auch differenziert betrachtet werden. 

Ein völliger Irrweg ist es, flexible 
Beschäftigungsformen pauschal 
als „prekär“ abzustempeln. Im-
mer wieder wird behauptet, dass 
es sich bei den neu entstandenen 
Arbeitsplätzen der vergangenen 
Jahre um prekäre, also unsiche-
re und zum Leben nicht ausreichende Arbeitsplätze han-
dele. Dies ist falsch, denn flexible Beschäftigungsformen 
können nicht pauschal mit Einkommens- oder Beschäfti-
gungsunsicherheit und niedriger Bezahlung gleichgesetzt 
werden. Gerade Teilzeitarbeit, befristete Beschäftigung 
oder Zeitarbeitsverhältnisse umfassen auch anspruchs-
volle Tätigkeiten, die gut honoriert werden und die Be-
schäftigungsaussichten vieler Menschen verbessern. So 
sind z. B. junge Akademiker, die an Universitäten und Ins-
tituten arbeiten und forschen, in der Regel befristet oder in 
Teilzeit beschäftigt.	
	
Hätte die stärkere Nutzung flexibler Beschäftigungsformen 
zu einer vermehrten Beschäftigungsunsicherheit geführt, 
müsste die durchschnittliche Verweildauer von Arbeitneh-

mern in einem Betrieb in den vergangenen Jahren gesun-
ken sein. Das Gegenteil allerdings ist der Fall: Von 2001 
bis 2011 ist die durchschnittliche Dauer der Arbeitsverhält-
nisse abhängig Beschäftigter von 10 auf 11,2 Jahre ge-
stiegen.19

Flexible Beschäftigungsformen eröffnen Teilhabechancen: 
Sie senken die Einstellungshürden gerade für diejenigen, 

die bisher keine Ausbildung oder 
Berufserfahrung haben oder lan-
ge arbeitslos sind. Nur wenn ih-
nen der Einstieg in Arbeit gewährt 
wird, ist mehr berufliche und ge-
sellschaftliche Teilhabe möglich. 
Durch die Minimierung von Er-
werbsunterbrechungen, die ge-

zielte Förderung beruflicher Aufstiegsmöglichkeiten und 
die Heranführung möglichst vieler Menschen an eine voll-
zeitnahe Beschäftigung, müssen Teilhabechancen weiter 
verbessert und verstetigt werden.

Dass durch flexible Beschäftigungsformen das „Normal-
arbeitsverhältnis“ insgesamt nicht verdrängt wird, wie oft 
suggeriert wird, zeigt auch die Tatsache, dass der Anteil 
der „Normalarbeitnehmer“ an der Gesamtbevölkerung 
zwischen 2000 und 2011 konstant geblieben ist. Der Anteil 
der Erwerbslosen ist dagegen erfreulicherweise zurückge-
gangen, während sich der Anteil der Personen in flexiblen 
Beschäftigungsverhältnissen erhöht hat.17 Dies zeigt: Bei 
flexibler Beschäftigung handelt es sich in der Regel um 
zusätzliche Beschäftigung. 

Flexible Beschäftigung hat vielen 
Geringqualifizierten und Langzeit­
arbeitslosen Einstieg in Arbeits- 

markt erleichtert

Flexible Beschäftigung hat maßgeblich zum Abbau der Arbeitslosigkeit 
beigetragen
Entwicklung der Beschäftigungsformen als Anteil an den 15- bis 64 Jährigen, in Prozent

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2013
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19	OECD.StatExtracts, Employment by job tenure intervals – average tenure, 2013.

nicht erwerbstätig/
arbeitslos

Normalarbeits
verhältnis
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 TEILZEIT IST FAST IMMER AUS PRIVATEN  
 GRÜNDEN GEWOLLT … 

Zerrbild

„Mehr als ein Drittel aller Arbeitnehmer muss mit 
Leiharbeit, Mini- und Midijobs, Teilzeit oder befris­
teten Arbeitsverträgen über die Runden kommen. 
Die wenigsten entscheiden sich freiwillig dafür, ein 
erheblicher Teil erhält einen Niedriglohn.“

Hans-Böckler-Stiftung
201220

Fakt

�� �Die Teilzeitquote – also der Anteil der Teilzeitbe-
schäftigten an allen sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten  – hat sich in den vergangenen 
Jahren erhöht und lag 2011 bei 20 %.21

�� �Dies ist auch das Resultat einer deutlich gestie-
genen Erwerbsbeteiligung von Frauen. Im Jahr 
2012 gingen knapp  72 % aller Frauen einer 
Erwerbstätigkeit nach, 2000 waren es nur knapp 
61 %.22

�� �Mehr als 80 % aller Teilzeitbeschäftigten gehen 
aus privaten Gründen keiner Vollzeittätigkeit 
nach, weil sie z. B. familiären Aufgaben höhere 
Priorität einräumen.23

Wie widersinnig es ist, flexible Beschäftigungsver-
hältnisse als „atypisch“ zu bezeichnen, lässt sich 
u. a. am Beispiel der Teilzeitbeschäftigung fest-

machen: In den vergangenen Jahren ist die Erwerbsbe-
teiligung von Frauen erfreulicherweise deutlich gestiegen. 
Angesichts oft noch unzureichender Kinderbetreuungs-
möglichkeiten entscheiden sich gerade viele Mütter nach 
der Elternzeit bewusst für eine Teilzeittätigkeit, um Familie 
und Beruf vereinbaren zu können.

Heute arbeiten mehr als ein Drittel aller sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten Frauen in Teilzeit,21 andere 
bessern das Haushaltseinkommen mit einem Minijob auf. 
Insgesamt übten nach Angaben des Statistischen Bundes-
amts im Jahr 2011 fast 37 % aller Frauen eine Beschäfti-
gung aus, die in die Kategorie „atypisch“ fiel.24 Die Herab-
setzung der in den allermeisten Fällen freiwillig gewählten 
Erwerbsnormalität von mehr als einem Drittel aller beschäf-
tigten Frauen als „atypisch“ geht damit völlig fehl.

… und hilft Familie und 
Beruf zu vereinbaren.
Eine Beschäftigung in Teilzeit wird von den Beschäftigten 
in den allermeisten Fällen freiwillig gewählt, vor allem um 
Familie und Beruf miteinander vereinbaren zu können.23 
Die Ausweitung der Teilzeit war daher auch politisch ge-
wollt: Im Jahr 2001 wurde der rechtliche Anspruch auf 
Teilzeit gesetzlich verankert.

Der hohe Teilzeitanteil bei Frauen hat allerdings auch 
dazu geführt, dass die Arbeitsmarktpotenziale vieler gut 
qualifizierter Frauen ungenutzt bleiben. Zudem sind redu-
zierte Arbeitszeiten bei Frauen ein wesentlicher Grund für 
Lohnunterschiede.25 Wer weniger arbeitet, erwirbt weni-
ger berufliche Erfahrung und Kenntnisse und hat damit 
schlechtere berufliche Karriere- und Verdienstchancen. 

Ausbau von Kinderbetreuungsinfrastruktur 
oberste Priorität

20	Böckler Impuls, Zwei Jahrzehnte Flexibilisierung: Ein Drittel arbeitet atypisch, Heft 17/2012, S. 4 f.
21	 Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigungsstatistik, Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach ausgewählten Merkmalen, Nürnberg, 2013.
22	Eurostat, Erwerbstätigenquote nach Geschlecht, 2013.
23 Statistisches Bundesamt, Qualität der Arbeit, 2012.
24	 Statistisches Bundesamt, Atypische Beschäftigung, Erwerbstätige in unterschiedlichen Erwerbsformen, 2013.
25	Schäfer, H., J. Schmidt und O. Stettes, Beschäftigungsperspektiven von Frauen – Eine arbeitsmarktökonomische Analyse im Spiegel der Gleichstellungsdebatte, 

IW-Positionen – Beiträge zur Ordnungspolitik Nr. 57, Institut der deutschen Wirtschaft Köln, 2013.
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80 % der teilzeittätigen Mütter […] schränkten im Jahr 2010 ihren Beschäftigungsumfang 
wegen persönlicher oder familiärer Verpflichtungen ein. […] Teilzeitbeschäftigung stellt also 
in diesen Fällen keine Notlösung dar, sondern entspricht durchaus auch den Wünschen 
von Müttern mit ‚kleineren’ Kindern im Haushalt.

Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik, Januar 2012

Minijobber und Teilzeitler: Nur wenige wollen Vollzeit

So viel Prozent der Beschäftigten würden so lange arbeiten, wenn sie den Umfang ihrer Arbeitszeit 
selbst wählen könnten und sich ihr Verdienst entsprechend der Arbeitszeit ändert

Stand 2010; Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln, 2012
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Dies kann sich Deutschland allein schon aufgrund der de-
mografischen Entwicklung und wachsender Fachkräfte­
engpässe nicht länger leisten. Die deutsche Wirtschaft 
setzt sich daher mit Nachdruck dafür ein, die Vorausset-
zungen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ver-
bessern, damit mehr Teilzeitbeschäftigte einer vollzeitna-
hen Tätigkeit nachgehen können.

Um dieses Ziel zu erreichen, muss vor allem der bedarfs-
gerechte Ausbau einer qualitativ hochwertigen Kinderbe-
treuungsinfrastruktur endlich höchste Priorität erhalten. 
Auch im internationalen Vergleich hat Deutschland hier 
noch großen Nachholbedarf. 
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Zeitarbeit ist in Deutschland kein Massenphänomen, 
aber für viele Menschen ein Sprungbrett in Beschäf-
tigung.

Der Anteil der Zeitarbeit an der Erwerbstätigkeit liegt in 
Deutschland nach den neuesten Zahlen bei lediglich 
2,1 %.26 Im ersten Halbjahr 2012 waren zwei Drittel der 
neu eingestellten Zeitarbeitnehmer vorher ohne Beschäf-
tigung, jeder Sechste davon war sogar länger als ein Jahr 
arbeitslos.27

Zeitarbeit ist kein zweitklassiger „Ersatzjob“, wie oft be-
hauptet wird, sondern ein vollwertiges Arbeitsverhältnis, 
das dem gleichen arbeits- und sozialrechtlichen Schutz 
wie andere Beschäftigungsverhältnisse unterliegt. Die 
Bezahlung erfolgt fast zu 100 % nach Tarifvertrag mit der 
entsprechenden sozialen Absicherung. Zudem wird in der 
Zeitarbeit zu 90 % in Vollzeit gearbeitet.27

Dass Zeitarbeit nicht dem sog. Normalarbeitsverhältnis 
zugerechnet wird, ist letztlich nur Ausdruck einer bewuss-
ten Stigmatisierung, die in dem Kriterium der fehlenden 
Identität von Arbeitsplatz und Arbeitgeber eine äußerst 
fragwürdige Begründung erfährt. Schließlich arbeiten heu-

 ZEITARBEIT IST EIN VOLLWERTIGES  
 ARBEITSVERHÄLTNIS 

Zerrbild

„[…] Leiharbeit [ist] das sichtbarste Beispiel für die Verrohung der Sitten auf dem Arbeitsmarkt. Sichere und gut 
bezahlte Arbeitsplätze gibt es für immer weniger Menschen. Billigjobs und befristete Arbeitsverhältnisse sind 
auf dem Vormarsch […].“

Detlef Wetzel, Zweiter Vorsitzender der IG Metall 
Schwarzbuch Leiharbeit, 2012

Fakt

�� �Zeitarbeit ist in Deutschland kein Massenphäno-
men, aber für viele Menschen ein Sprungbrett in 
Beschäftigung.

�� �Der Anteil der Zeitarbeit an der Erwerbstätigkeit 
liegt in Deutschland nach den neuesten Zahlen 
bei lediglich 2,1 %.26

�� �Im ersten Halbjahr 2012 waren zwei Drittel der 
neu eingestellten Zeitarbeitnehmer vorher ohne 
Beschäftigung, jeder Sechste davon war sogar 
länger als ein Jahr arbeitslos.27

te bereits viele Arbeitnehmer in verschiedenen Branchen 
nicht unmittelbar in dem Unternehmen, zu dem sie im Ar-
beitsverhältnis stehen. Sie führen vielmehr auf Baustellen 
oder in „fremden“ Betrieben Aufgaben für „fremde“ Auf-
traggeber aus, so z. B. Beratungs- oder IT-Dienstleistun-
gen. Niemand würde auf die Idee kommen, solche Arbeits-
verhältnisse deshalb als „nicht normal“ zu bezeichnen.

26	 Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Arbeitnehmerüberlassung, Leiharbeitnehmer und Verleihbetriebe, Nürnberg, 2013; Statistisches Bundesamt, 

Erwerbstätigenrechnung, 2013.
27	Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarktberichterstattung: Der Arbeitsmarkt in Deutschland, Zeitarbeit in Deutschland – Aktuelle Entwicklungen, Nürnberg, 2013.
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Insgesamt lässt sich aufgrund der Besserstellung von Zeitarbeitnehmern im Vergleich zu 
Arbeitslosen, der möglichen Brückenfunktion von Zeitarbeit in ein Normalarbeitsverhältnis 
und der Flexibilisierungspotenziale für die Unternehmen eine positive Bilanz für die Zeit­
arbeit ziehen.

Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 
Jahresgutachten 2012/13

Zeitarbeit ist eine wichtige Beschäftigungschance, vor 
allem für Geringqualifizierte und Langzeitarbeitslose. Für 
viele dieser Menschen wäre die Alternative zur Zeitarbeit 
oft nicht ein Beschäftigungsverhältnis beim Kundenunter-
nehmen, sondern die Arbeitslosigkeit. Denn die Zeitarbeit 
ist gerade für exportabhängige Unternehmen ein unver-
zichtbares Instrument zur flexiblen Steuerung des Perso-
naleinsatzes, um stark schwankende Auftragseingänge 
und Absatzzahlen oder auch kurzfristige, vorübergehende 
Personalausfälle abfedern zu können.

Durch Zeitarbeit können sich Unternehmen besser an 
bestimmte Situationen anpassen, was allein mit der 
Stammbelegschaft häufig nicht möglich wäre. Dieser Fle-
xibilitätsgewinn geht nicht auf Kosten der Arbeitnehmer. 
Vielmehr übernehmen die Zeitarbeitsunternehmen das 
Beschäftigungsrisiko und stellen Zeitarbeitnehmer über-
wiegend unbefristet an. In überlassungsfreien Phasen in-
vestieren sie zudem in die Beschäftigungsfähigkeit ihrer 
Mitarbeiter.

Nur ein sehr kleiner Teil der Erwerbstätigen arbeitet in Zeitarbeit

* Werte von 2012 beziehen sich nur auf das erste Halbjahr.

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt, jeweils 2013

Erwerbstätige im Inland in Mio.

Anteil der Beschäftigten in Zeitarbeit in Prozent

2012*
41,8 Mio.

2006
39,2 Mio.

2008
40,3 Mio.

2003
38,9 Mio.

0,8 % 1,5 % 1,9 % 2,1 %

…und schafft Beschäftigung.
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Befristete Arbeitsverhältnisse sind gerade für Berufs-
anfänger und Berufsrückkehrer ein wichtiges und 
akzeptiertes Einstiegsmodell in den Arbeitsmarkt. 

Befristungen steigern die Einstellungschancen für Men-
schen ohne Berufserfahrung oder mit langer Erwerbs-
abstinenz und können Arbeitslosigkeit verhindern oder 
beenden. Sie ermöglichen somit soziale Teilhabe und ver-
dienen Unterstützung in Politik und Gesellschaft und keine 
Diffamierung als „atypisch“.

Für Unternehmen sind sie unverzichtbar, um gerade auch 
familienbedingte (temporäre) berufliche Auszeiten (z. B. 

aufgrund von Teilzeitarbeit oder Eltern- und Pflegezeiten) 
auszugleichen, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu 
erhöhen und somit die Erwerbsbeteiligung besonders von 
Frauen zu stärken. Je besser die betrieblichen Möglich-
keiten sind, familienbedingte berufliche Auszeiten perso-
nalwirtschaftlich zu kompensieren, desto besser sind auch 
die Möglichkeiten, solche Modelle zur flexiblen Arbeitsge-
staltung anzubieten.

Befristungen sind aber auch wichtig angesichts noch im-
mer zu starrer Kündigungsschutzregelungen, die den Ein-
stieg in Arbeit von Personen ohne Berufserfahrung oder 
mit langen Erwerbsunterbrechungen häufig behindern. 

 BEFRISTUNGEN ERLEICHTERN DEN  
 EINSTIEG INS BERUFSLEBEN … 

Zerrbild

„Befristete Beschäftigung gehört zu den For­
men atypischer Beschäftigung, die im Regelfall 
mit prekärer Beschäftigung gleichzusetzen sind. 
[...] Letztendlich zeigen Statistiken und Untersu­
chungen der letzten Jahre jedoch, dass prekäre 
Beschäftigung, so auch Befristungen, nach und 
nach das Normalarbeitsverhältnis verdrängt.“

Hans-Böckler-Stiftung
201128

Fakt

�� �Der Anteil der befristet Beschäftigten an allen 
abhängig Erwerbstätigen liegt seit Jahren kons-
tant unter 9 %.29 Über die Hälfte der Neueinstel-
lungen erfolgt unbefristet.30

�� �Zudem ist bei den befristeten Verträgen die 
Übernahmequote kräftig gestiegen  – von 39 % 
im Jahr 2005 auf 56 % 2011.30

Vor dem Hintergrund der […] Daten lässt sich in Deutschland weder von einer vergleichs­
weise hohen noch von einer stark zunehmenden Verbreitung befristeter Arbeitsverhält­
nisse sprechen. Da die Vertragsform überwiegend der Ausbildung und Erprobung von 
Arbeitnehmern am Anfang des Berufslebens dient, sollte von einer undifferenzierten Pro­
blematisierung abgesehen werden. 

Bertelsmann Stiftung, Atypische Beschäftigung und Niedriglohnarbeit, 2010

28	N . Zeibig, Handlungsmöglichkeiten von Betriebsräten bei befristeter Beschäftigung, Arbeitspapier erstellt im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung, Mai 2011.
29	 Statistisches Bundesamt, Atypische Beschäftigung, Erwerbstätige in unterschiedlichen Erwerbsformen, 2013.
30	 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, IAB-Aktuell, 23. Februar 2012, Nürnberg, 2012.
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… und münden überwiegend in unbefristete 
Beschäftigungsverhältnisse. 

Mehr als jeder zweite befristet Beschäftigte wird direkt 
in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen. Zwi-
schen 2005 und 2011 ist die Übernahmequote deutlich 
gestiegen, und zwar von 39 % auf 56 %.30 Werden auch 
Verlängerungen befristeter Verträge mitberücksichtigt, 

fanden im Jahr 2011 sogar 72 % der zunächst befristet 
Beschäftigten direkt einen Anschlussjob.31 Der Anteil der 
Befristungen an allen Beschäftigungsverhältnissen liegt 
seit Jahren stabil um die 10%-Marke, selbstverständlich 
ohne Auszubildende (2011: 8,9 %).29
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Zahl der Befristungen unverändert, aber steigende Übernahmequote

Quellen: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Statistisches Bundesamt, jeweils 2012
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31	 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, IAB-Betriebspanel, Nürnberg, 2012.
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Wie das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung der Bundesagentur für Arbeit bestä-
tigt, gibt es insgesamt keine Verdrängungsef-

fekte von Minijobs auf voll sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung.36

Minijobs helfen vielmehr insbesondere kleinen Unterneh-
men bei langen Öffnungszeiten, besonderer Kundenori-
entierung und stark schwankender Nachfrage, Arbeitneh-
mer passgenau einzusetzen. Nur hier werden Minijobs 
mitunter eher aufgebaut als sozialversicherungspflichtige 
Vollzeitjobs. Dies ist wenig überraschend, denn in diesen 
Fällen ist das Arbeitsvolumen oft sehr gering oder die 
Arbeitnehmer selbst bevorzugen Minijobs.

Drei Viertel aller Minijob-Arbeitgeber beschäftigen drei 
oder weniger geringfügig Beschäftigte, so dass eine Um-
wandlung in eine sozialversicherungspflichtige Vollzeit-
stelle gar nicht in Frage kommt.37

Viele Minijobs lassen sich zudem aus rein praktischen 
Gründen überhaupt nicht in Vollzeitstellen umwandeln. 
Dies gilt z. B. für Zeitungsboten, die zeitgleich ihre jewei-
ligen Zustellbezirke beliefern, oder für Beschäftigte in der 
Gastronomie, die zu punktuellen Nachfragespitzen am 

 MINIJOBS SIND UNVERZICHTBAR 
Für mehr Flexibilität am Arbeitsmarkt …

Zerrbild

„Minijobs haben im Zusammenspiel mit fehlenden verbindlichen Lohnuntergrenzen, Arbeitsmarktderegulierung 
und einer erheblichen Marktmacht von Arbeitgebern in weiten Teilen des Dienstleistungssektors die Verdrän­
gung von vollwertiger Beschäftigung und die starke Auffächerung der Lohnverteilung im unteren Entgeltbereich 
maßgeblich befördert. Minijobs sind damit ein Treiber von sozialer Ungleichheit auf dem Arbeitsmarkt und in 
der Gesellschaft.“

WSI-Mitteilungen
1/2012 32

Fakt

�� �Obwohl sich die Zahl der Erwerbstätigen zwischen 
2006 und 2012 um über 2,4 Mio. erhöht hat,33 ist 
die Zahl der ausschließlich als Minijobber Täti-
gen konstant geblieben: Im Juni 2006 waren es 
4,85 Mio., zur gleichen Zeit 2012 4,83 Mio.34 Ihr 
Anteil an allen Erwerbstätigen ist damit um über 
6 % gesunken.

�� �Über 40 % der ausschließlich geringfügig Be-
schäftigten sind Schüler, Studenten oder Rent-
ner und nicht primär auf eine andere Tätigkeit am 
ersten Arbeitsmarkt bedacht.35

Wochenende eingesetzt werden. Viele Minijobber nutzen 
die Möglichkeit, sich ohne Steuer- und Beitragsabzüge et-
was hinzuzuverdienen. Dies gilt insbesondere für Studen-
ten, Rentner und Schüler sowie für Ehepartner, die ihren 
Teil zum Familieneinkommen beitragen möchten. Minijob-
ber genießen denselben arbeitsrechtlichen Schutz wie voll 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (Entgeltfortzah-
lung, Kündigungsschutz, Urlaub etc.).

32	Stein-Herzog, A., C. Klenner und D. Voss, Minijobs, WSI-Mitteilungen 1/2012, Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut, 2012, S. 4.
33	Statistisches Bundesamt, Erwerbstätigenrechnung, 2013.
34	Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigungsstatistik, Geringfügig entlohnte Beschäftigte nach ausgewählten Merkmalen, Nürnberg, 2013.
35	Statistisches Bundesamt, Wer sind die ausschließlich geringfügig Beschäftigten? Eine Analyse nach sozialer Lebenslage, Wirtschaft und Statistik, Januar 2013.
36	Hohendanner, C. und J. Stegmaier, Umstrittene Minijobs, IAB-Kurzbericht 24/2012, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nürnberg, 2012.
37	Minijob-Zentrale, Aktuelle Entwicklungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigung – IV. Quartal 2012, 2013.
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Das Diskriminierungsverbot nach dem Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz gewährleistet, dass Minijobber bei allen 
Arbeitsbedingungen nicht schlechter als vergleichbare 
Vollzeitbeschäftigte behandelt werden dürfen. Dies gilt 
insbesondere hinsichtlich des Arbeitsentgelts. Minijobber 
sind zudem in die Rentenversicherung einbezogen. Selbst 
wenn sie sich dafür entscheiden, keine eigenen Beiträge 
zu leisten, zahlt dennoch der Arbeitgeber für sie Renten-
beiträge i. H. v. 15 % des Arbeitsentgelts, die in vollem 
Umfang rentensteigernd berücksichtigt werden.

Entgegen der landläufigen Meinung sind Minijobs für den 
Arbeitgeber grundsätzlich kostenintensiver als sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigung: Anstelle des Arbeitge-
berbeitrags zur Sozialversicherung von rd. 20 % leisten Ar-
beitgeber bei Minijobs eine Pauschalabgabe i. H. v. 30 % 
(15 % Rentenversicherung, 13 % Krankenversicherung, 
2 % Pauschsteuer) des Bruttolohns.

Minijobber sind größtenteils Hinzuverdiener
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… und leisten einen wichtigen Beitrag zur 
Aktivierung und Wiedereingliederung von 
Langzeitarbeitslosen.

Minijobs sind für viele Menschen ein Weg, um den (Wie-
der-)Einstieg in Beschäftigung zu schaffen. Fast jeder drit-
te geringfügig Beschäftigte nimmt im Anschluss an den 
Minijob eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
auf, mehr als 40 % davon beim selben Arbeitgeber.38

Studien belegen, dass Minijobs vor allem für ältere Ar-
beitslose ein effektives Instrument sind, um längerfristige 
Arbeitslosigkeit zu reduzieren.39

Minijobs helfen zudem, Schwarzarbeit einzudämmen. 
Ohne Minijobs würde das Ausmaß der Schattenwirtschaft 
im Jahr 2013 um rd. 7 Mrd. € ansteigen.40 Allein in Privat-
haushalten hat sich die Zahl der angemeldeten Minijobber 
seit 2004 mehr als verdoppelt.37

Allerdings muss es künftig noch besser gelingen, insbe-
sondere weibliche Minijobber verstärkt in eine vollzeitnahe 
Beschäftigung zu integrieren. Dies gilt gerade dann, wenn 
ergänzend zur geringfügigen Beschäftigung die Fürsorge-
leistung Arbeitslosengeld II bezogen wird.

Anstatt die Minijobs zu bekämpfen, müssen die Ursachen 
dafür angegangen werden, dass gerade für geringer Qua-
lifizierte ein Minijob oft attraktiver ist als eine vollzeitnahe 
Tätigkeit. Dazu zählen vor allem eine Reduzierung der zu 
hohen Belastung des Faktors Arbeit durch Steuern und 
Sozialabgaben, ein bedarfsgerechter Ausbau der noch im-
mer in weiten Teilen unzureichenden Kinderbetreuungsin-
frastruktur, die eine Vollzeittätigkeit für viele Minijobber er-
schwert, und eine Reform der Hinzuverdienstregelungen 
beim Arbeitslosengeld II. Zudem sollten sinnvolle Ansätze, 
Minijobber gezielt an vollzeitnahe Tätigkeiten heranzufüh-
ren, ausgebaut und weiterentwickelt werden.

Entgegen der häufig in der Öffentlichkeit dargestellten Auffassung, dass Minijobs in 
den vergangenen Jahren stark zugenommen haben, bewegt sich die Zahl der geringfü­
gig Beschäftigten im Dezember 2011 auf einem annähernd gleichen Niveau wie bereits 
im Dezember 2004. Auch im Vergleich zur Entwicklung der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten sind deutlich geringere Zuwachsraten zu verzeichnen.

Minijob-Zentrale, 2012

38	Vennebusch, T. und M. Hardebusch, Minijobs sind eine Brücke in den ersten Arbeitsmarkt, Knappschaft-Bahn-See (Hrsg.), Kompass März/April 2010, S. 3–5.
39	 Freier, R. und V. Steiner, Marginal employment: stepping stone or dead end? Evaluating the German experience. In: Zeitschrift für Arbeitsmarktforschung 41 (2–3), 

2008, S. 223–243.
40	Boockmann, B. und F. Schneider, Prognose zur Entwicklung der Schattenwirtschaft in Deutschland im Jahr 2013, Institut für Angewandte Wirtschaftsforschung, 

Tübingen, 2013.
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Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten wächst kräftig – 
Zahl der Minijobber stagniert
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Die stärkere Herausbildung eines Niedriglohnsektors bietet gering qualifizierten 
Arbeitnehmern Beschäftigungschancen und damit die Möglichkeit, der Arbeits
losigkeit zu entkommen.

Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung, Jahresgutachten 2012/13
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Deutschland nicht 
vor dem absturz 
in armut und 
niedgriglohn
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 Es gibt keine deutsche  
 „Niedriglohnstrategie“ 

Ein erheblicher Teil der Debatte über den Wandel 
in der Arbeitswelt dreht sich um den sog. Niedrig-
lohnbereich. Oft wird behauptet, dass die Zahl der 

Niedriglohnbezieher ständig gestiegen sei und dass gut 
bezahlte Arbeitsplätze mittlerweile die Ausnahme seien. 

Als Niedriglohn wird dabei üblicherweise ein Verdienst un-
terhalb von zwei Dritteln des Medianeinkommens aufge-
fasst. Im Jahr 2010 lag diese Grenze nach Angaben des 
Instituts für Arbeit und Qualifikation der Universität Duis-
burg-Essen (IAQ) bei einem Stundenlohn von 9,15  €.43 
Rund 8 Mio. Menschen arbeiteten zuletzt für einen Lohn 
unterhalb dieser Schwelle. Ihr Anteil an allen abhängig Er-
werbstätigen lag bei gut 23 % und damit kaum höher als 
im Jahr 2000 (20,6 %).43 

Zerrbild

„Der Niedriglohnsektor expandiert trotz prächtiger 
Wirtschaftslage. Das bedeutet nichts anderes als 
eine gesellschaftliche Absage an Teilhabe und 
Solidarität.“ 

Brigitte Pothmer, arbeitsmarktpolitische 
Sprecherin der Bundestagsfraktion von 
Bündnis 90/Die Grünen
Frankfurter Rundschau, 19. April.2012 41

Fakt

�� �Der Aufbau von Beschäftigung im Niedriglohnbe-
reich schlägt sich in zusätzlicher Beschäftigung 
und mehr Erwerbschancen vor allem für Ge-
ringqualifizierte und Langzeitarbeitslose nieder.

�� �Bezogen auf die Bevölkerung ist der Anteil der 
Normalverdiener nicht gesunken, sondern zwi-
schen 1994 und 2009 von 46 % auf 48 % gestie-
gen.42

�� �Die Zahl der Nichterwerbstätigen ist dagegen im 
selben Zeitraum von 12 % auf 8 % gesunken.42

Richtig ist, dass der Anteil der Beschäftigten im Nied-
riglohnsektor an allen Beschäftigten bis zum Jahr 2007 
gestiegen ist.43 Das Argument, der Aufbau einfacher Ar-
beitsplätze im Niedriglohnbereich gehe auf Kosten Be-
schäftigter mit höheren Löhnen, ist jedoch falsch.

Ebenso falsch ist der Vorwurf, Deutschland habe sei-
ne internationale Wettbewerbsfähigkeit eigens durch 
„Lohndumping“ verbessert und die Arbeitsmarkterfolge 
der vergangenen Jahre auf dem Rücken der Arbeitnehmer 
erwirtschaftet. Deutschland gehört nach wie vor zu den 
Industrieländern mit den höchsten Arbeitskosten: Arbeit-

41	B. Pothmer, Gastbeitrag zum Niedriglohnsektor: Prekäre Republik Deutschland, Frankfurter Rundschau vom 19. April 2012.
42	Schäfer, H. und J. Schmidt, Der Niedriglohnsektor in Deutschland: Entwicklung, Struktur und individuelle Erwerbsverläufe, IW-Analysen – Forschungsberichte 

Nr. 77, Institut der deutschen Wirtschaft Köln, 2012.
43	 Kalina, T. und C. Weinkopf, Niedriglohnbeschäftigung 2010: Fast jede/r Vierte arbeitet für Niedriglohn, IAQ-Report, Nr. 2012-01, Institut für Arbeit und Qualifikation, 

Duisburg, 2012.

Ich halte nichts davon, dass man die Wettbewerbsfähigkeit durch überdimensionierte 
Lohnentwicklungen nach unten drückt und die Lohnstückkosten damit nach oben drückt. 
[…] Alle künstlichen Eingriffe und Ratschläge überzeugen die IG Metall auf keinen Fall.

Berthold Huber, anlässlich der IGM-Jahrespressekonferenz, 22. Januar 2013
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geber in der Privatwirtschaft zahlten 2012 durchschnittlich 
31 € für eine geleistete Arbeitsstunde.44 Das waren 32 % 
mehr als im EU-Durchschnitt. Im Verarbeitenden Gewer-
be, das besonders im internationalen Wettbewerb steht, 
kostete eine Arbeitsstunde in Deutschland im Jahr 2012 
durchschnittlich 35,20 € (Rang 5 im EU-Vergleich). Eine 
Stunde Arbeit in der deutschen Industrie war damit 47 % 
teurer als im EU-Durchschnitt.44

In Deutschland werden die Löhne von den Sozialpart-
nern – also den Gewerkschaften und den Arbeitgebern – 
ausgehandelt, der Staat hält sich heraus. Die Sozialpart-
ner orientieren sich bei der Lohnfindung zu Recht an der 
Produktivitätsentwicklung in ihrer Branche und nicht an der 
Lohnpolitik anderer Länder. Diese produktivitätsorientier-
te Lohnpolitik hat die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
gesteigert und deutlich mehr Beschäftigung insgesamt er-
möglicht.45

Gerade Geringqualifizierte und Langzeit
arbeitslose haben Arbeit gefunden

Produktionsstandort Deutschland bleibt ein teures Pflaster

Werte für 2012

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2013
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44	Statistisches Bundesamt, EU-Vergleich der Arbeitskosten – Arbeitskosten je geleistete Stunde im Jahr 2012, 2013.
45	 Lesch, H., Lohnpolitik im Spannungsfeld außenwirtschaftlicher Ungleichgewichte und volatiler Konjunktur, IW-Trends 1/2012, Institut der deutschen Wirtschaft Köln.
46	Weber, B. und E. Weber, Qualifikation und Arbeitsmarkt: Bildung ist der beste Schutz vor Arbeitslosigkeit, IAB-Kurzbericht 04/2013, Institut für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung, Nürnberg, 2013.

Ohne ausreichende Qualifikation fällt der Einstieg in 
den Arbeitsmarkt oft besonders schwer. Rund 45 % 
aller Arbeitslosen haben keine abgeschlossene Be-

rufsausbildung.46 Die meisten von ihnen können den Ein-
stieg in den Arbeitsmarkt nur über eine einfache, entspre-
chend niedrig entlohnte Tätigkeit schaffen.
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Ohne Niedriglohnbereich werden 
die Schwächsten vom Arbeitsmarkt 
ausgeschlossen

Gerade für die vielen Geringqualifizierten unter den 
Arbeitslosen ist eine einfache, entsprechend gerin-
ger entlohnte Tätigkeit oft die einzige Chance auf 

einen Einstieg in Beschäftigung und damit die Grundlage 
auch für den beruflichen und sozialen Aufstieg.

Den Niedriglohnbereich durch die Einführung gesetzlicher 
Mindestlöhne „auszutrocknen“, würde die Schwächs-
ten dagegen dauerhaft vom Arbeitsmarkt aussperren. 
Gemeinsame Aufgabe und Anstrengung muss es sein, 
schrittweise zur Verstetigung von Erwerbsbiografien bei-
zutragen und berufliche Aufstiege zu erleichtern, sei es 
durch Berufserfahrung oder eine gezielte, passgenaue 
Qualifizierung. Den Einstieg in Arbeit zu realitätsnahen 
Bedingungen schlechtzureden, beraubt diese Menschen 
dagegen erst recht jeglicher Zukunftsperspektive. 

Dass Arbeit der beste Schutz vor Armut ist, gilt im Übrigen 
auch im Niedriglohnbereich: Ein Arbeitsloser hat ein fast 
viermal höheres Armutsrisiko als ein Niedriglohnbezieher. 
So lag das Armutsrisiko von Arbeitslosen im Jahr 2009 bei 
gut 56 %. Bei Beschäftigten im Niedriglohnsektor betrug 
das Armutsrisiko lediglich 16 %.43

Mehr als die Hälfte der ehemals armutsgefährdeten Per-
sonen hat es mit Hilfe eines Niedriglohnjobs geschafft, aus 
der Armutsgefährdung herauszukommen. Einem Viertel 
der Niedriglohnbezieher gelingt zudem innerhalb nur eines 
Jahres der Sprung über die Niedriglohnschwelle.43

Deutschland war über Jahrzehnte hinweg Weltmeister bei der Arbeitslosigkeit der 
Geringqualifizierten. Mit den Hartz-Reformen hat sich die Situation verbessert. Die 
Armutsgefährdung ist deutlich zurückgegangen, weil neue Jobs geschaffen wurden.

Hans-Werner Sinn, Interview Zeit Online, 5. November 2010

Arbeit ist der beste Schutz vor Armut

Wenn Hunderttausenden Geringqualifizierten und ehe-
mals Langzeitarbeitslosen in den vergangenen Jahren der 
Weg aus der Arbeitslosigkeit geebnet wurde, ist dies keine 
„gesellschaftlichen Absage an Teilhabe und Solidarität“, 
sondern genau im Gegenteil die Chance, wieder unabhän-
gig von staatlichen Transferleistungen zu werden.

Der größer gewordene Niedriglohnbereich hat in beson-
derem Maße dazu beigetragen, dass die Langzeitarbeits-
losigkeit gesunken ist, wie es kaum jemand für möglich 
gehalten hätte: Die Zahl der Menschen, die zwölf Monate 
oder länger ohne Job sind, hat sich seit 2005 um mehr als 
1 Mio. verringert.47

Wenn die wichtige Reintegration teilweise jahrelang ar-
beitsloser Menschen in den Arbeitsmarkt gelingt, ist es 
normal, dass dies oft zunächst nicht mit unbefristeten Ar-
beitsplätzen zu Facharbeiterlöhnen erfolgen kann. 

Die in den vergangenen Jahren gewachsene Beschäfti-
gung auch im Niedriglohnbereich ist kein Indiz dafür, dass 
viele Normalverdiener „abstürzen“, sondern dass mehr 
Menschen den Sprung in Arbeit schaffen. Auch wenn der 
Anteil des Niedriglohnbereichs in den vergangenen Jah-
ren etwas größer geworden ist, hat sich die absolute Zahl 
der Normalverdiener kaum verändert, weil heute insge-
samt viel mehr Menschen erwerbstätig sind als früher.

Die oftmals verbreiteten „Abstiegsängste“ der Mittelschicht 
sind daher unbegründet. Nicht die Mittelschicht ist ge-
schrumpft, sondern die Zahl der Nichterwerbstätigen. Sie 
sind es in erster Linie, die in einfachen Tätigkeiten zu zu-
nächst niedrigeren Löhnen beschäftigt werden. 

47	OECD.StatExtracts, Unemployment by duration, 2013.
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Das Armutsrisiko* von Arbeitslosen übersteigt das der Niedriglöhner  
um ein Vielfaches
So viel Prozent der jeweiligen Gruppe sind armutsgefährdet

* �	 Das Armutsrisiko gibt den Anteil der Personen an, deren verfügbares Haushaltseinkommen unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle liegt. 

Diese ist definiert als 60 % des mittleren mit der Haushaltsgröße verrechneten Nettohaushaltseinkommens.

** 	Normalverdienst: mehr als zwei Drittel des mittleren Stundenlohns; Geringverdienst: zwei Drittel des mittleren Stundenlohns oder weniger

Stand 2009; Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln, 2012

Arbeitslose

Nichterwerbstätige

Geringverdiener**

Rentner Sonstige 
Erwerbstätige

Normalverdiener** Insgesamt

Schüler, 
Studenten u. Ä.

61 %

16 % 2 % 14 %

16 % 24 % 20 % 25 %
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Ein weiteres Beispiel für die verzerrte Darstellung der 
Arbeitsmarktlage ist die Diskussion über sog. Auf-
stocker, also Erwerbstätige, die neben ihrem Ein-

kommen ergänzendes Arbeitslosengeld II erhalten.

Die rd. 1,2 Mio. abhängig beschäftigten „Aufstocker“ wer-
den als Beleg für angeblich massenhaftes Lohndumping 
angeführt. Tatsächlich jedoch sinkt die Zahl der vollzeit-
beschäftigten „Aufstocker“ seit Jahren. Zuletzt betrug sie 
weniger als 300.00048 – das entsprach lediglich 1,4 % der 
Vollzeitbeschäftigten insgesamt.50

arbeiten meist in  
Minijobs oder Teilzeit

Rund die Hälfte der „Aufstocker“ übt einen Minijob mit ei-
nem Einkommen von höchstens 450 € aus, weitere 20 % 
sind teilzeitbeschäftigt.48 In der Regel wird also nicht ein 

Zerrbild

„Dass immer mehr Menschen ergänzende Zusatzleistungen beziehen müssen, ist eine beschämende Entwicklung.“

Hubertus Heil, stellvertretender Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion
Pressemitteilung vom 13. Mai 2011

Fakt

�� �Die Zahl der abhängig beschäftigten „Aufsto-
cker“ liegt seit Jahren konstant zwischen 1,2 und 
1,3  Mio. Mehr als die Hälfte von ihnen übt nur 
einen Minijob aus.48

�� �Wenn Vollzeitbeschäftigte „aufstocken“, dann 
regelmäßig aufgrund von familienbedingten 
Mehrbedarfen und nicht wegen geringer Löhne: 
Rund 80 % aller vollzeitbeschäftigten Arbeits-
losengeld-II-Bezieher leben in Mehrpersonen-
Bedarfsgemeinschaften.49

 „ Aufstocker“ kein beweis für  
 „armut trotz arbeit“ 

zu geringer Lohn mit Arbeitslosengeld II aufgestockt, son-
dern genau umgekehrt: Die fast ungeschmälerte Grundsi-
cherungsleistung wird mit geringem Arbeitseinsatz durch 
ein „Taschengeld“ aus einem Minijob aufgebessert. Ur-
sächlich dafür sind vor allem nach wie vor bestehende 
Fehlanreize bei der sog. Freibetragsregelung für eigenes 
Erwerbseinkommen von Arbeitslosengeld-II-Beziehern, 
die kleine und kleinste Hinzuverdienste besonders attrak-
tiv machen. 

48	Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Analyse der Grundsicherung für Arbeitsuchende, Februar 2013, Nürnberg, 2013.
49	Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Analyse der Grundsicherung für Arbeitsuchende, April 2012, Nürnberg, 2012.
50	Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigungsstatistik, Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach ausgewählten Merkmalen, Nürnberg, 2013. 

Geringe Arbeitszeiten Hauptursache für Aufstockung
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Die Einführung eines einheitlichen gesetzlichen 
Mindestlohns z. B. i. H. v. 8,50 € würde nichts da-
ran ändern, dass viele Menschen Anspruch auf er-

gänzendes Arbeitslosengeld II haben.

So erlischt dieser Anspruch eines verheirateten Alleinver-
dieners mit zwei Kindern in Berlin wegen familienbeding-
ter Mehrbedarfe beispielsweise vollständig erst bei einem 
Bruttostundenlohn von mehr als 15 € (bezogen auf eine 
38-Stunden-Woche) 51  – ein für geringer Qualifizierte in 
einfachen Tätigkeiten kaum zu erreichender Betrag.

Genauer zu betrachten sind die bundesweit lediglich 
rd. 80.000 alleinstehenden „Aufstocker“, die trotz Voll-
zeittätigkeit ergänzendes Arbeitslosengeld II bezogen ha-
ben.49 Allerdings schafft hier die Mehrheit innerhalb eines 
Jahres den Ausstieg aus der Hilfsbedürftigkeit.

Nach letzten wissenschaftlichen Untersuchungen waren 
lediglich 11.500 Alleinstehende trotz Vollzeitjob länger 
als ein Jahr auf ergänzendes Arbeitslosengeld  II ange-
wiesen.52 

Mindestlohn kein Mittel gegen 
das „Aufstocken“

Gering qualifizierte Arbeitnehmer verfügen über eine vergleichsweise geringe Produk
tivität, so dass sich Arbeitsplätze nur bei entsprechend geringen Lohnkosten rechnen. […] 
Gleichwohl ist es allemal besser, diese Arbeitslosen ebenfalls in den ersten Arbeitsmarkt 
zu integrieren und ihre Arbeitsentgelte mit Hilfe des Arbeitslosengelds II aufzustocken, 
als dieser Alternative mit Hilfe überzogener Anforderungen an diese Arbeitsplätze einen 
Riegel vorzuschieben und den gering qualifizierten Arbeitslosen damit Beschäftigungs­
chancen zu verwehren.
 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 
Jahresgutachten 2011/12

Zudem bedeutet Integration in den ersten Arbeitsmarkt 
gerade für Geringqualifizierte und Langzeitarbeitslose erst 
einmal Teilnahme und Anerkennung der eigenen Leis-
tungsfähigkeit. Das ist richtig und gut. Wenn das Einkom-
men aus einer einfachen Erwerbstätigkeit nicht ausreicht, 
eine ganze Familie zu ernähren, ist es besser, ergänzend 

Grundsicherungsleistungen aus Steuermitteln zu gewäh-
ren, anstatt die Familie an den Tropf des Staats zu hängen, 
indem überzogene Mindestlöhne einfache Jobs vernichten 
und damit auch die Chance auf Einstieg in Erwerbsarbeit 
und einen schrittweisen Aufstieg zunichtemachen. 

51	 Eigene Berechnungen; es werden 1.268 € Regelbedarf, 641 € Kosten der Unterkunft und Heizung sowie ein anrechnungsfreies Erwerbseinkommen von 330 € 

angenommen.
52	 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Berechnungen für die BDA, 2011.
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